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IV. Verwaltungsgerichtliche Entscheidungen mit strafrechtlicher 
Relevanz 

1. Gewerbeuntersagung wegen Unzuverlässigkeit nach Verurteilung wegen 
Insolvenzverschleppung – § 35 GewO 

Eine strafrechtliche Verurteilung muss jedenfalls dann zum Widerruf einer Gewerbeerlaub-
nis führen, wenn nach der Lage des Einzelfalls keine besonderen Umstände gegen die An-
nahme der Unzuverlässigkeit sprechen. 

Sächsisches OVG, Beschluss vom 05.09.2019 – 6 B 4/19, n.v. 

2. Unzuverlässigkeit i.S.d. Luftsicherheitsgesetzes von Privatpilot und Flug-
ausbilder bei Verurteilung wegen Insolvenzverschleppung – § 7 Abs. 1 
LuftSiG 

Gem. § 7 Abs. 1a Satz 2 Nr. 1 LuftSiG fehlt es regelmäßig an der erforderlichen Zuverlässig-
keit, wenn der Überprüfte in den letzten 5 Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat zu ei-
ner Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen verurteilt worden ist. Das Regelbeispiel greift 
unabhängig davon, gegen welche Schutzgüter sich die Straftat richtete. 

VG Gelsenkirchen, Urteil vom 25.04.2019 – 8 K 11837/17, ZInsO 2019, 2174. 

 

Internationales  

 
Internationales Strafrecht 

LOStA a.D. Rechtsanwalt Folker Bittmann, Köln 

EU-direkt: Die Europäische Staatsanwalt-
schaft vor dem Start 

I. Die Europäische Staatsanwaltschaft nach europäischem und 
nationalem Recht  

Geschichtsschreibung in einem amtlichen Dokument als Basis für eine innovative Zukunfts-
perspektive: Am 22. Januar 2020 hat das Bundeskabinett einen Gesetzesentwurf verab-
schiedet, der das Einfügen der Europäischen Staatsanwaltschaft in das deutsche Recht er-
möglichen und begleiten soll. Ihr Entstehen beruht auf der EUStA-VO 2017/1939 vom 
12.10.2017. Sie ist gemäß ihrem Art. 120 Abs. 1 am 20.11.2017 in Kraft getreten und be-
stimmt in Art. 120 Abs. 2 Unterabs. 2, dass die Europäische Staatsanwaltschaft frühestens 
drei Jahre nach Inkrafttreten ihre operative Arbeit aufnehmen darf, also am 21.11.2020. Ihr 
Zuständigkeitsbereich wird allerdings nicht das Territorium der gesamten Europäischen 
Union umfassen, sondern sich lediglich auf 22 Mitgliedstaaten erstrecken, weil sich nicht 
sämtliche EU-Staaten auf ihre Einrichtung zu verständigen vermochten. Demgemäß ist die 
Verordnung im Wege der sog. „Verstärkten Zusammenarbeit“ gem. Art 86 des AEUV zustan-
de gekommen. 

Die einschlägige EU-Verordnung stellt zwar unmittelbar geltendes Recht dar, bedarf folglich 
als solche nicht der Transformation in das nationale deutsche Recht. Gleichwohl ist es erfor-
derlich, aufgrund der im Entstehen befindlichen neuen EU-Behörde insbesondere einige 
strafprozessuale und gerichtsverfassungsrechtliche Regeln zu schaffen. Im deutschen 
Durchführungsgesetz werden zudem Anpassungen aufgrund europäischer Änderungen 
des Strafregisterinformationssystems (ECRIS) vorgenommen. 
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Wer sich kompakt über die Europäische Staatsanwaltschaft und die einschlägigen Regeln 
der ihr zugrunde liegenden EU-Verordnung informieren will, dem sei die Lektüre der Be-
gründung des vorliegenden Entwurfs für das Durchführungsgesetz anempfohlen. Ge-
schichtsschreibung seitens handelnder Akteure ist deren unvermeidlicher Befangenheit 
wegen zwar immer mit einer gewissen Vorsicht zur Kenntnis zu nehmen, vorliegend jedoch 
aufgrund der noch nicht abgeschlossenen Gestaltung der ersten europäischen Strafverfol-
gungsbehörde durchaus hilfreich. Angesichts meist überbordender Begründungen europä-
ischer Regelungsentwürfe dürfte es zudem kaum ein anderes amtliches Dokument geben, 
das es ermöglicht, sich in doch sehr kurzer Zeit mit den Rechtsgrundlagen für die zukünftige 
Europäische Staatsanwaltschaft vertraut zu machen. 

II. Die Europäische Staatsanwaltschaft als Behörde 

1. Aufbau 

Die Europäische Staatsanwaltschaft wird eine unabhängige Einrichtung der Europäischen 
Union mit eigener Rechtspersönlichkeit darstellen. Sie gliedert sich organisatorisch in zwei 
Ebenen. Die zentrale Dienststelle wird in Luxemburg ihren Sitz haben. Sie wird aus dem Kol-
legium bestehen, besetzt mit dem Europäischen Generalstaatsanwalt und den aus den Mit-
gliedstaaten entsandten und für jeweils sechs Jahre gewählten „Europäischen Staatsanwäl-
ten“. Das Kollegium wird ständige Kammern einrichten, bei denen das operative Geschäft 
angesiedelt sein wird. Die zweite Ebene wird dezentral in den beteiligten Mitgliedstaaten 
locieren. Sie wird gebildet werden von sog. „Delegierten europäischen Staatsanwälten“, 
welche in ihren Heimatsbehörden verbleiben, zusätzlich aber mit den Aufgaben der Europä-
ischen Staatsanwaltschaft in ihrem Gerichtssprengel betraut werden. Dazu gehören nicht 
nur Ermittlungsmaßnahmen, sondern regelmäßig auch die Sitzungsvertretung in der 
Hauptverhandlung, denn der Europäischen Staatsanwaltschaft wird nicht zugleich ein Eu-
ropäisches Strafgericht zugeordnet werden, so dass die Jurisdiktion weiterhin bei den nati-
onalen Gerichten der Mitgliedstaaten liegen wird. 

2. Interne Zuständigkeitsverteilung 

Für die einzelnen Verfahren, welche die Europäische Staatsanwaltschaft führen wird, sind in 
der Luxemburger Zentrale die „Ständigen Kammern“ zuständig. Diese haben die Abschluss-
verfügungen zu treffen. Sie sind befugt dem „Europäischen Staatsanwalt“ bestimmte Ent-
scheidungsbefugnisse zu übertragen. Den „Delegierten europäischen Staatsanwälten“ ge-
genüber sind die „Ständigen Kammern“ weisungsbefugt. Die einzelnen nationalen „Europä-
ischen Staatsanwälte“ sollen im Auftrag ihrer „Ständigen Kammer“ die Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen der „Delegierten europäischen Staatsanwälte“ in ihrem jewei-
ligen Mitgliedstaat beaufsichtigen. Letztere stellen damit die „Verbindungsstellen und In-
formationskanäle“ zwischen der zentralen und der dezentralen Ebene dar und sind ihrer-
seits gegenüber den nationalen Ermittlungsbehörden weisungsbefugt, jedoch nur im Rah-
men des jeweiligen nationalen Rechts, z.B. der AO, einschließlich der Vorschriften über die 
örtliche und sachliche Zuständigkeit. Jenseits der Grenzen des Weisungsrechts bedarf es ei-
nes Amtshilfeersuchens des „Delegierten europäischen Staatsanwalts“ an eine andere 
Staatsanwaltschaft in seinem eigenen Land. 

3. Aufsicht 

Interne Fachaufsicht führt über die „Delegierten europäischen Staatsanwälte“ nicht deren 
nationaler Behördenleiter, sondern der für den Fall zuständige Europäische Staatsanwalt. 
Diesem dürfte damit insoweit eine Stellung zukommen wie einem Abteilungsleiter einer 
deutschen Staatsanwaltschaft. Da der „Delegierte europäische Staatsanwalt“ nicht selbst die 
Abschlussverfügung trifft, bezieht sich die Fachaufsicht schon deshalb nicht auf die einem 
Klageerzwingungsverfahren nach deutschem Recht vorangehende sog. Vorschaltbe-
schwerde, über die in nationalen Fällen die Generalstaatsanwaltschaft zu befinden hat. 
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III. Zuständigkeit 

1. Territorial 

a) Allgemein 

Die Zuständigkeit der „Delegierten europäischen Staatsanwälte“ beschränkt sich auf die Be-
fugnisse, welche ihm nach nationalem Recht zustehen. Sie decken sich mit denjenigen der 
nationalen Staatsanwälte. Das deutsche Durchführungsgesetz sieht allerdings vor, dass die 
deutschen „Delegierten europäischen Staatsanwälte“ jeweils eine bundesweite Zuständig-
keit eingeräumt bekommen. Grenzüberschreitende Zuständigkeiten werden den „Delegier-
ten europäischen Staatsanwälten“ hingegen nicht eingeräumt.  

b) Berührung des Territoriums mehrerer Mitgliedstaaten 

Für den Fall in einem anderen Mitgliedstaat erforderlicher Ermittlungen „bedient“ sich der 
mit dem Fall „betraute Delegierte europäische Staatsanwalt“ eines dortigen Kollegen als 
„unterstützender Delegierter europäischer Staatsanwalt“. Die dafür maßgeblichen Regeln 
gehen im Ermittlungsverfahren dem IRG und sonstigen internationalen justitiellen Verein-
barungen vor. Der „unterstützende Delegierte europäische Staatsanwalt“ hat die ihm vom 
„betrauten Delegierten europäischen Staatsanwalt“ zugewiesenen Ermittlungen durchzu-
führen, allerdings nur im Rahmen des für ihn geltenden nationalen Rechts. Im Fall eines 
Streits zwischen beiden entscheidet die zuständige „Ständige Kammer“.  

c) Richtervorbehalte 

Erforderliche richterliche Entscheidungen sind lediglich in einem der betroffenen Mitglied-
staaten einzuholen. Wenn dies nach dem Recht des Landes des „unterstützenden Delegier-
ten europäischen Staatsanwalts“ notwendig ist, ist der Richter dieses Staates zuständig, der 
allerdings auch zu prüfen hat, ob die Maßnahme nach dem für den „betrauten Delegierten 
europäischen Staatsanwalt“ geltenden nationalen Recht (ebenfalls) zulässig ist. 

2. Sachliche Zuständigkeit 

Die sachliche Zuständigkeit der Europäischen Staatsanwaltschaft erstreckt sich auf sämtli-
che Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Union gemäß der 
sog. „PIF-Richtlinie“, deren Anforderungen in materiellrechtlicher Hinsicht in Deutschland 
bereits seit dem 18.6.2019 in Kraft sind. Umfasst ist auch die Verfolgung krimineller Vereini-
gungen, deren Schwerpunkt auf der Begehung von Straftaten liegt, welche unter die sog. 
„PIF- Richtlinie“ fallen. Sämtliche die Europäische Staatsanwaltschaft tragenden Mitglied-
staaten der EU haben eine Liste mit Bestimmungen ihres nationalen Rechts erstellen, wel-
che unter die sog. „PIF- Richtlinie“ fallen. Ist für den identischen Sachverhalt i.S. des unions-
rechtlichen Doppelbestrafungsverbots (= zeitlich und räumlich untrennbar miteinander 
verbundene Taten) auch eine Strafvorschrift einschlägig, welche nicht unter die sog. „PIF-
Richtlinie“ fällt, so wird sie gleichwohl von der Europäischen Staatsanwaltschaft mitverfolgt.  

Für Mehrwertsteuerbetrügereien wird die Europäische Staatsanwaltschaft nur dann zustän-
dig sein, wenn die Tat mit dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten verbun-
den ist und zusätzlich der Gesamtschaden mindestens 10 Millionen Euro umfasst. Für die 
Zuständigkeitsfrage kann es dabei nicht auf den tatsächlichen Gesamtschaden ankommen, 
sondern auf den seriös prognostizierten.  

3. Zusammenarbeit mit nationalen Staatsanwaltschaften 

a) Strafanzeigen 

Von Privatpersonen wird eine Strafanzeige auch unmittelbar bei der Europäischen Staats-
anwaltschaft erstattet werden dürfen. Diese wird verpflichtet sein, die Anzeigeerstatter nach 
der „Whistleblower-Richtlinie“ zu schützen. Die Anzeige von Straftaten, welche nicht in ihre 
eigene Zuständigkeit fallen, hat die Europäische Staatsanwaltschaft an die zuständige nati-
onale Staatsanwaltschaft weiterzuleiten. 
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b) Informationspflichten 

Sowohl nationale als auch EU-Behörden werden verpflichtet sein, Informationen an eine der 
Ebenen der Europäischen Staatsanwaltschaft zu übermitteln, wenn deren Zuständigkeit ge-
geben sein könnte. Diese sich an § 116 AO anlehnenden Mitteilungspflichten sind angesie-
delt unterhalb der Ebene eines Anfangsverdachts, über welchen die Europäische Staatsan-
waltschaft eigenständig zu entscheiden hat.  

c) Zuständigkeitsabgrenzung 

Ein „Delegierter europäischer Staatsanwalt“ darf für die Europäische Staatsanwaltschaft ein 
Ermittlungsverfahren nur dann einleiten, wenn sein Mitgliedstaat auch nach dem eigenen 
nationalen Recht über eine Gerichtsbarkeit für die betreffende Tat verfügt. Im Hinblick auf 
bereits eingeleitete nationale Ermittlungsverfahren steht der Europäischen Staatsanwalt-
schaft ein Evokationsrecht zu. Zuständig dafür ist zunächst der nationale „Delegierte euro-
päische Staatsanwalt“. Dessen Entscheidung kann jedoch die zuständige „Ständige Kam-
mer“ dahingehend abändern, dass sie den Fall einem anderen Mitgliedstaat überträgt. 

Obwohl der Europäischen Staatsanwaltschaft damit grundsätzlich der Vorrang vor den na-
tionalen Ermittlungsbehörden zukommt, gibt es Ausnahmen bei Schäden unter 10.000 € 
und für Fälle schwerpunktmäßig geschädigter nationaler Rechtsgüter. Umgekehrt kann die 
Europäische Staatsanwaltschaft einen an sich in die Zuständigkeit einer nationalen Ermitt-
lungsbehörde fallenden Sachverhalt übernehmen, wenn ihre Ermittlungsmöglichkeiten 
(insbesondere transnationaler Art) bessere Aufklärung versprechen. Die EU-Verordnung legt 
die Entscheidung über einen Zuständigkeitsstreit zwischen der Europäischen Staatsanwalt-
schaft und einer nationalen Ermittlungsbehörde in die Hände des beteiligten Mitgliedstaats. 
Das Durchführungsgesetz ordnet die Kompetenz dafür dem Generalbundesanwalt zu. Es 
sieht zudem vor, dass er gegen dessen Entscheidung der Bundesgerichtshof angerufen 
werden kann. 

d) Bestimmung des Mitgliedslandes, in welchem die Ermittlungen geführt 
werden 

Ist die Gerichtsbarkeit mehrerer der beteiligten Mitgliedstaaten für einen in die Zuständig-
keit des Europäischen Staatsanwalts fallenden Sachverhalt begründet, so kann letzterer ent-
scheiden, in welchem Staat die Ermittlungen geführt werden. Maßgeblich dafür ist grund-
sätzlich, aber nicht zwingend, der territoriale Schwerpunkt der in Rede stehenden Straftat.  

Sowohl materiellrechtlich als auch verfahrensrechtlich ist das Recht des Mitgliedstaats maß-
geblich, dessen „Delegierter europäischer Staatsanwalt“ die Ermittlungen führt. Es tritt nur 
dort zurück, wo die EU-Verordnung eine abweichende Regelung trifft. In Deutschland gel-
ten demnach mit wenigen Ausnahmen auch für Verfahren des „Europäischen Staatsan-
walts“ die Vorschriften der Strafprozessordnung und des Strafgesetzbuchs einschließlich 
strafrechtlicher Nebengesetze. Allerdings treten insoweit erweiterte Ermittlungsmöglichkei-
ten für grenzüberschreitende Vernehmungen und Überstellungen zum Zwecke der Durch-
führung von Ermittlungsmaßnahmen hinzu. Die Zuständigkeiten für Auslieferungs- und 
Übergabeverfahren auf der Basis eines Europäischen Haftbefehls bleiben unberührt und fal-
len auch für Verfahren des „Europäischen Staatsanwalts“ in die Zuständigkeit der jeweiligen 
deutschen Generalstaatsanwaltschaft. 

Für die Durchführung des gerichtlichen Hauptverfahrens ist das jeweilige nationale Recht 
einschlägig. Das gilt auch für die internationale, sachliche und örtliche Zuständigkeit. Dem-
gegenüber sind auch sämtliche Beweismittel verwertbar, die in einem anderen Mitglied-
staat nur nach dessen Recht gewonnen wurden. Eine Grenze bildet insoweit allerdings der 
Grundsatz der Fairness des Verfahrens. Nach Einstellung der Ermittlungen seitens des „Eu-
ropäischen Staatsanwalts“ gilt ein beschränkter Strafklageverbrauch dahingehend, dass 
weitere Ermittlungen nur auf der Basis neuer Tatsachen zulässig sind. Diese Regelung geht § 
170 Abs. 2 StPO vor. Das Durchführungsgesetz wird ergänzend die Möglichkeit der Verwei-
sung auf den Privatklageweg insoweit ausschließen. Die Möglichkeiten der Verfahrensbe-
endigung nach dem Opportunitätsprinzip bleiben jedoch (mit Ausnahme des § 153c StPO) 
unberührt. 
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IV. Abrundende Bestimmungen 
In Kapitel VI der EU-Verordnung sind grundlegende strafprozessuale Garantien niederge-
legt. Sie modifizieren zum Teil das Verfahren nach den für rein innerstaatliche Verfahren ein-
schlägigen Bestimmungen. Ergänzende Regelungen befassen sich mit dem Zugang zu In-
formationen und dem Datenschutz einschließlich des Fallbearbeitungssystems und der Ak-
tenführung. Hinzu kommen innerorganisatorische Vorschriften und Haftungsregelungen. 

V. Ausblick 
Diese Grobübersicht über die EU-Verordnung zum „Europäischen Staatsanwalt“ vermag le-
diglich die Struktur der neuen Behörde und ihre Einbindung in das bestehende innerstaatli-
che Justizsystem aufzuzeigen. Wie insbesondere auch dem dokumentarischen Teil der Be-
gründung für das Durchführungsgesetz zu entnehmen ist, sind allein schon in der EU-
Verordnung etliche Detailregelungen zu finden und werden in den konkreten Fällen zahl-
reiche rechtliche Einzelfragen zu klären sein, für die nicht nur in sich bereits feinziselierte eu-
ropäische und nationale Gesetze zu beachten sein werden, sondern hinsichtlich derer auch 
ihr Zusammenwirken noch zu gestalten sein wird. Das Ineinandergreifen europäischer und 
nationaler Strafverfolgung wird demnach nur dann sowohl rechtstaatlich als auch effektiv 
funktionieren, wenn allseits guter Wille herrscht und nicht die Berufung auf durchaus vor-
handene bürokratische Bestimmungen im Vordergrund steht. Inwieweit das deswegen an-
zunehmende pragmatische Vorgehen an rechtliche Grenzen stoßen wird, kann erst die Pra-
xis zeigen. 

VI. Der Entwurf für ein Durchführungsgesetz 
So tiefgreifend das Implementieren einer länderübergreifenden Europäischen Staatsanwalt-
schaft in die bisher rein national organisierten Strafverfolgungssysteme der einzelnen Mit-
gliedstaaten eingreift, so wenig spektakulär erscheinen die einzelnen Bestimmungen des 
Entwurfs des Durchführungsgesetzes. Es soll für Strafverfahren gelten, in welchen das Amt 
der Staatsanwaltschaft gemäß § 142b Abs. 1 GVG-E von den deutschen „Delegierten euro-
päischen Staatsanwälten“ oder dem „deutschen Europäischen Staatsanwalt“ ausgeübt wer-
den wird. Ergänzend ändert es verschiedene bestehende Gesetze. 

1. Modifikationen 

Es regelt die grundsätzliche Anwendbarkeit nationalen Rechts auch für derartige Ermitt-
lungsverfahren (einschließlich untrennbar mit einschlägigen strafbaren Handlungen ver-
bundenen Ordnungswidrigkeiten, auch in den Fällen des § 30 Abs. 1 OWiG). Es nimmt von 
der grundsätzlichen Geltung jedoch die §§ 153c, 160 Abs. 1 und 170 Abs. 2 S. 1 StPO aus. Für 
besondere strafprozessualen Ermittlungsmaßnahmen nimmt es den nationalen Richtervor-
behalt für den Fall zurück, dass eine richterliche Entscheidung im Ausführungsstaat erfor-
derlich ist. Es modifiziert die Geltung des IRG, die Regelungen über den Europäischen Haft-
befehl, die strafprozessualen Bestimmungen der Abgabenordnung sowie die Belehrungs-
pflicht nach § 171 S. 2 StPO und regelt den Nachrang der §§ 172-177 StPO gegenüber dem 
Rechtsweg zum Europäischen Gerichtshof. Zugleich nimmt es einige datenschutzrechtliche 
Bestimmungen der Strafprozessordnung und des EGGVG von der Anwendung auf Verfah-
ren des Europäischen Staatsanwalts aus oder modifiziert sie. 

2. Ausnahmen 

Die §§ 144-147 GVG erstrecken sich nicht auf den „Delegierten europäischen Staatsanwalt“, 
weil er in dieser Eigenschaft ausschließlich den Weisungen und der Aufsicht des „Europäi-
schen Staatsanwalts“ unterliegt. Die Vorschriften der §§ 198-201 GVG gelten nicht, soweit 
die Verzögerungen auf das Verhalten der „Europäischen Staatsanwaltschaft“ zurückzufüh-
ren sind. Der Anwendungsbereich des StrEG bleibt auf nationale Verfahren beschränkt und 
wird nicht auf solche des „Europäischen Staatsanwalts“ erweitert. Die Zuständigkeit des 
Rechtspflegers gem. § 31 Abs. 1 RPflG hängt von einer Übertragung seitens des „betrauten 
Delegierten europäischen Staatsanwalts“ im Einzelfall ab. Die Vollstreckung soll in den Hän-
den der Staatsanwaltschaft am Sitz des Gerichts des ersten Rechtszuges liegen. Sie soll im 
Rahmen von Anhörungen dem „betrauten Delegierten europäischen Staatsanwalt“ Gele-
genheit zur Stellungnahme geben.  
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3. Gleichstellung 

Das Durchführungsgesetz stellt „Delegierte europäische Staatsanwälte“ und den „deut-
schen Europäischen Staatsanwalt“ deutschen Amtsträgern gleich, sofern sie nicht bereits 
ohnehin unter § 11 Abs. 1 Nr. 2 oder 2a StGB fallen. Es enthält zudem Bestimmungen über 
Mitteilungspflichten und Amtshilfe. Ferner trägt es der Zitierklausel des Grundgesetzes im 
Hinblick auf die Einschränkung von Grundrechten Rechnung. 

4. Einzelne Bestimmungen 

Ein neuer § 142b Abs. 1 GVG-E bildet die Rechtsgrundlage für die Aktivitäten der „Europäi-
schen Staatsanwaltschaft“ im Inland und bestimmt die Doppelfunktion der nationalen und 
zugleich „Delegierten europäischen Staatsanwälte“. § 142b Absatz 2 GVG-E normiert die Zu-
ständigkeit von Generalbundesanwalt und Bundesgerichtshof für streitige Gerichtsstands-
bestimmungen. Die bundesweite Zuständigkeit der „Delegierten europäischen Staatsan-
wälte“ folgt aus § 143 Abs. 6 GVG-E. Gemäß dem neuen § 16 Abs. 2 StPO-E prüft das deut-
sche Gericht auf Einwand des Angeklagten die Befugnis des Europäischen Staatsanwalts zur 
Anklage im Geltungsbereich der Strafprozessordnung. § 30b BZRG-E führt ein neues „Euro-
päisches Führungszeugnis“ ein. Dies zieht kleine Änderungen in den §§ 42 und 57a BZRG 
nach sich. §§ 203 und 353b StGB werden auf „Europäische Amtsträger“ erweitert. § 22a des 
Bundesstatistikgesetzes wird hingegen aufgehoben. 

5. Supranationale Strafverfolgung als Herausforderung für die Praxis 

Die meisten der angeführten, vom Durchführungsgesetz vorgesehenen Änderungen er-
scheinen nicht nur unspektakulär, sondern dürften auch unproblematisch sein. Inwieweit al-
lerdings die modifizierten Regelungen insbesondere über das Zurücktreten nationaler Rich-
tervorbehalte hinter ausländische gerichtliche Zuständigkeiten, aber auch Mitteilungs-
pflichten und den Datenschutz betreffend, geeignet sind, zu Unzuträglichkeiten oder zu-
mindest zu Streitigkeiten zu führen, lässt sich nicht pauschal beantworten. Hier wird man 
abwarten müssen, wie sich die Praxis auf die geänderten Bestimmungen einstellen wird. 

  

Rezensionen 
 

Insolvenzstrafrecht 

Rechtsanwalt Dr. Jan-Maximilian Zeller, Köln  

Gerhard Dannecker/Thomas Knierim, In-
solvenzstrafrecht 

3. Auflage, C.F. Müller Verlag, Heidelberg 2018, 69,99 Euro 

Mit der vorliegenden 3. Auflage wurde das erstmals im Jahr 2009 in der „Gelben Reihe“ des 
Verlags C.F. Müller erschienene Werk „Insolvenzstrafrecht“ überarbeitet und aktualisiert. 
Insbesondere wurden die (Neu)Regelungen der zweiten und dritten Stufe der Insolvenz-
rechtsre- form berücksichtigt. Mit dem Gesetz zur Erleichterung der Bewältigung von Kon-
zerninsolvenzen (KIG) trat am 21.04.2018 die dritte Stufe der insolvenzrechtlichen Reformen, 
betreffend das Feld der Konzerninsolvenzen, in Kraft.  

Anhand der umfassenden Erfahrung und Expertise der Herausgeber/Autoren lässt sich be-
reits erahnen, wie praxisrelevant und zugleich tief wissenschaftlich fundiert vorliegende 
Abhand- lung ist. Die der „Gelben Reihe“ immanente Ausrichtung an den Bedürfnissen der 
Praxis, vor- liegend natürlich insbesondere gerichtet auf die im Insolvenzstrafrecht tätigen 
Rechtsanwälte und Verteidiger, ist mustergültig. Besondere Erwähnung sollte dabei auch 
die übergreifende Konzeption des Werks finden, dass durch die umfängliche Darstellung 
der wirtschaftlichen Bezüge und die materiell weit über die Insolvenzverschleppung hin-
ausgehende Darstellung diverser kern- (u.a. §§ 266, 263, 266a StGB) und nebenstrafrechtli-
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